
Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 2. (1) bis (7) … § 2. (1) bis (7) … 

(8) Ein Deponiekörper im Sinne dieses Bundesgesetzes umfaßt die 
Gesamtheit der eingebauten Abfälle einschließlich der deponietechnischen 
Einrichtungen, wie das Deponiebasisdichtungssystem, die 
Deponieoberflächenabdeckung und das Deponieentgasungssystem, sowie 
sämtliche technische Bauwerke, die für dessen Standsicherheit erforderlich sind, 
wie zB Rand- und Stützwälle. 

(8) Ein Deponiekörper im Sinne dieses Bundesgesetzes umfasst die 
Gesamtheit der abgelagerten Abfälle einschließlich der deponietechnischen 
Einrichtungen, zB das Deponiebasisdichtungssystem, die 
Deponieoberflächenabdeckung, das Deponieentgasungssystem und sämtliche 
technische Bauwerke, die für dessen Standsicherheit erforderlich sind, zB Rand- 
und Stützwälle; ein Deponiekörper kann aus einem oder mehreren 
Kompartimenten bestehen. 

(8a) Ein Deponiebasisdichtungssystem im Sinne dieses Bundesgesetzes ist 
ein technisches System zur Verhinderung von Schadstofftransporten in den 
Untergrund, bestehend aus der Deponiebasisdichtung und dem 
Basisentwässerungssystem. 

 

(8b) Eine Deponiebasisdichtung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist eine 
künstlich aufgebrachte, mindestens zweilagige mineralische Dichtungsschicht mit 
einer Gesamtdicke von mindestens 50 cm und einem Durchlässigkeitswert 
kleiner/gleich 10

-9 
m/s bei einem hydraulischen Gradienten von i = 30. Weiters 

sind gemäß § 18 Abs. 4 oder 5 Deponieverordnung, BGBl. Nr. 164/1996, 
zulässige alternative Deponiebasisdichtungen oder Sonderkonstruktionen für 
Böschungsneigungen steiler 1:2 als Deponiebasisdichtung im Sinne dieses 
Bundesgesetzes anzusehen. 

 

(8c) Ein Basisentwässerungssystem im Sinne dieses Bundesgesetzes ist ein 
System bestehend aus einem Flächenfilter und darin verlegten 
Sickerwasserleitungen zur Ableitung der bis zur Deponiebasis durchdringenden 
Deponiesickerwässer aus dem Deponiekörper. 

 

(9) Eine Deponiegaserfassung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist ein 
System technischer Einrichtungen, wie zB Entgasungskamine, Gasbrunnen, 
Gasdome, Leitungen und Regeleinrichtungen zur aktiven Erfassung und 
kontrollierten Ableitung von Deponiegas. Eine aktive Entgasung ist das 
Absaugen von Deponiegas durch maschinell erzeugten Unterdruck. Als 
Deponiegasbehandlung ist das Verbrennen der erfaßten Deponiegase in Anlagen, 
die dem Stand der Technik entsprechen, einschließlich einer allenfalls 
erforderlichen Vorreinigung, anzusehen. 
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(10) Eine vertikale Umschließung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist ein 
technisches System zur Umschließung einer Deponie mit vertikalen, in einen 
Grundwasserstauer einbindenden, gering durchlässigen Wänden (zB 
Schmalwände, Schlitzwände) mit dem Ziel, einen Austritt von innerhalb der 
Umschließung befindlichem Grundwasser durch eine dauerhafte Absenkung 
desselben zu verhindern. 

 

(11) bis (14) … (11) bis (14) … 

(15) Kulturfähige Erde im Sinne dieses Bundesgesetzes ist nicht 
kontaminiertes bodenidentes oder bodenähnliches mineral-organisches Material, 
das in den wesentlichen Merkmalen natürlich entstandenem Boden entspricht und 
relevante Bodenfunktionen (zB Lebensraum-, Filter-, Puffer- und 
Transformatorfunktion) übernehmen kann. Nicht als kulturfähige Erde gelten 
reine Mischungen von feinkörnigen mineralischen Substraten mit einem 
Nährstofflieferanten, zB Sand mit Klärschlamm. Bei Einsatz von organischen 
Ausgangsmaterialien sind diese vorher einem Humifizierungsprozess (wie 
Kompostierung oder Vererdung) zu unterziehen. 

 

(16) Erdaushub im Sinne dieses Bundesgesetzes ist ein Material mit 
bodenfremden Bestandteilen, das durch Ausheben oder Abräumen anfällt, sofern 
der überwiegende Massenanteil Boden oder Erde ist. 

 

(17) Bodenaushubmaterial im Sinne dieses Bundesgesetzes ist das Material, 
das durch Ausheben oder Abräumen von im Wesentlichen natürlich 
gewachsenem Boden oder Untergrund – auch nach einer Umlagerung – anfällt, 
sofern der Anteil an bodenfremden Bestandteilen, zB mineralischen 
Baurestmassen, nicht mehr als fünf Volumsprozent beträgt und keine mehr als 
geringfügigen Verunreinigungen, insbesondere mit organischen Abfällen, 
vorliegen. Allfällige bodenfremde Bestandteile müssen bereits vor dem Aushub 
im Boden oder Untergrund vorhanden sein. 

 

§ 3. (1) … § 3. (1) … 

(1a) Von der Beitragspflicht ausgenommen sind (1a) Von der Beitragspflicht ausgenommen sind 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. Bodenaushubmaterial, sofern dieses zulässigerweise für eine Tätigkeit 
gemäß Abs. 1 Z 1 lit. c verwendet wird, 

 

 5. Erdaushub, der im Zusammenhang mit einer Baumaßnahme im 
unbedingt erforderlichen Ausmaß zulässigerweise für eine Tätigkeit 

 5. nicht gefährliches Aushubmaterial von im Wesentlichen natürlich 
gewachsenem Boden oder Untergrund (auch nach einer Umlagerung), 
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gemäß Abs. 1 Z 1 lit. c verwendet wird; weiters Erdaushub, sofern dieser 
die Kriterien der Baurestmassendeponie der Deponieverordnung (Anlage 
1, Tabelle 3 und 4), BGBl. Nr. 164/1996, einhält und auf einer dafür 
genehmigten Deponie abgelagert wird, 

sofern 

 a) der Anteil an bodenfremden Bestandteilen, zB mineralische 
Baurestmassen, nicht mehr als fünf Volumsprozent beträgt, 

 b) die bodenfremden Bestandteile bereits vor dem Aushub im Boden 
oder Untergrund vorhanden waren und 

 c) dieses Aushubmaterial 

 aa) im Zusammenhang mit einer Baumaßnahme im unbedingt 
erforderlichen Ausmaß zulässigerweise für eine Tätigkeit gemäß 
Abs. 1 Z 1 lit. c verwendet wird oder 

 bb) die Kriterien der Baurestmassendeponie der Deponieverordnung 
2007, BGBl. II Nr. xxx, (Anhang 1 Tabelle 5 und 6) einhält und 
auf einer dafür genehmigten Deponie abgelagert wird, 

 6.  bis 7. …  6. bis 7. … 

 8. tierische Nebenprodukte gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 mit 
Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte 
tierische Nebenprodukte, ABl. Nr. L 273 vom 10. Oktober 2002 S 1, 
welche nach der in Anhang V Kapitel III dieser Verordnung genannten 
Methode 1 verarbeitet wurden und für eine Tätigkeit gemäß Abs. 1 Z 2 
oder 3 verwendet werden, 

 8. tierische Nebenprodukte gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 mit 
Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte 
tierische Nebenprodukte, ABl. Nr. L 273 vom 10. Oktober 2002 S 1, 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2007/2006, 
ABl. Nr. L 379 vom 28.12.2006 S 98, und die Berichtigung 
ABl. Nr. L 30 vom 03.02.2007 S 3, welche nach der in Anhang V 
Kapitel III dieser Verordnung genannten Methode 1 verarbeitet wurden 
und für eine Tätigkeit gemäß Abs. 1 Z 2 oder 3 verwendet werden, 

(2) … (2) … 

(3) Von der Beitragspflicht ausgenommen ist eine Rekultivierungsschicht 
von maximal 2 m Dicke für Deponien, für Verfüllungen oder im Rahmen von 
Geländeanpassungen, wenn der Nachweis der Einhaltung folgender 
Voraussetzungen erbracht wird: 

(3) Von der Beitragspflicht ausgenommen ist eine Rekultivierungsschicht, 
die den Vorgaben gemäß Deponieverordnung 2007 Anhang 3 Kapitel 4.5 
entspricht. 

 1. Die Rekultivierungsschicht wird aus kulturfähiger Erde (§ 2 Abs. 15) 
hergestellt, wobei Hausmüll oder hausmüllähnliche Abfälle 
(einschließlich Abfälle aus der mechanisch-biologischen Behandlung) 
nicht als Ausgangsmaterial verwendet werden, und 

 

 2. die Herstellung erfolgt nach detaillierten Plänen eines konkreten 
Projekts, wobei die relevanten Bodenfunktionen (zB Lebensraum-, 
Filter-, Puffer- und Transformatorfunktion) gewährleistet und die 
Anforderungen der Anlage 1 eingehalten werden. 
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(4) …  

§ 6. (1) Sofern die folgenden Absätze nicht anderes bestimmen, beträgt der 
Altlastenbeitrag für beitragspflichtige Tätigkeiten gemäß § 3 Abs. 1 Z 1 bis 4 je 
angefangene Tonne für 

§ 6. (1) Sofern die folgenden Absätze nicht anderes bestimmen, beträgt der 
Altlastenbeitrag für beitragspflichtige Tätigkeiten gemäß § 3 Abs. 1 Z 1 bis 4 je 
angefangene Tonne für 

 1. a) Erdaushub oder 
 b) Baurestmassen gemäß Anlage 2 der Deponieverordnung, 

BGBl. Nr. 164/1996, 
   ab 1. Jänner 2006 .. ........................................................................... 8,00 €,

 1. mineralische Abfälle, welche die Kriterien der Baurestmassendeponie der 
Deponieverordnung 2007 (Anhang 1 Tabelle 5 und 6) einhalten, 
einschließlich Baurestmassen, sofern nicht § 3 Abs. 1a Z 6 zutrifft, 

   ab 1. Jänner 2008 ... ..................................................................... 8,00 Euro,
   ab 1. Jänner 2009 ........................................................................  8,50 Euro,

 2. mineralische Abfälle, welche einen Gesamtgehalt an 
organischem Kohlenstoff von maximal 3% und einen 
Gesamtgehalt an Kohlenwasserstoffen von 200 mg/kg in 
der Trockenmasse und die sonstigen Kriterien der 
Baurestmassendeponie der Deponieverordnung (Anlage 1, 
Tabelle 3 und 4), BGBl. Nr. 164/1996, einhalten, 

   ab 1. Jänner 2006 .. ......................................................................... 18,00 €,

 2. alle übrigen Abfälle 
   ab 1. Jänner 2008 ......................................................................  26,00 Euro,
   ab 1. Jänner 2009 ......................................................................  28,00 Euro.

 3. alle übrigen Abfälle 
   ab 1. Jänner 2006 .. ......................................................................... 87,00 €.

 

(2) Werden Abfälle auf einer Deponie abgelagert und verfügt die Deponie 
weder über ein Deponiebasisdichtungssystem gemäß § 2 Abs. 8a noch über eine 
vertikale Umschließung gemäß § 2 Abs. 10, erhöht sich der Beitrag gemäß Abs. 1 
oder 4 je angefangene Tonne für 

 1. Abfälle gemäß Abs. 1 Z 1 oder Z 2 oder Abfälle, die auf einer 
Baurestmassendeponie gemäß Abs. 4 lit. a abgelagert werden, um 2,10 €, 

 2. Abfälle gemäß Abs. 1 Z 3 oder Abfälle, die auf einer Reststoffdeponie 
gemäß Abs. 4 lit. b oder auf einer Massenabfalldeponie gemäß Abs. 4 
lit. c abgelagert werden, um 29 €. 

Im Falle der Einbringung in Untertagedeponien ist der Zuschlag nicht 
abzuführen, wenn das anstehende Gestein einen Wassereintritt dauerhaft 
verhindert. 

 

(3) Wird eine Deponie mit der Bewilligung zur Ablagerung von Hausmüll 
und hausmüllähnlichen Gewerbeabfällen ohne eine dem Stand der Technik 
entsprechende Deponiegaserfassung und -behandlung betrieben, erhöht sich der 
Beitrag je angefangene Tonne für alle übrigen Abfälle (Abs. 1 Z 3) zusätzlich um 
29 €. 
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(4) Werden Abfälle 

 1. auf einer Deponie abgelagert, die nach dem in der Deponieverordnung, 
BGBl. Nr. 164/1996, festgelegten Stand der Technik genehmigt wurde 
(Neuanlage), oder 

 2. auf einer Deponie abgelagert, deren Anpassung an den für den jeweiligen 
Deponietyp in der Deponieverordnung, BGBl. Nr. 164/1996, festgelegten 
Stand der Technik – mit Ausnahme der Anforderungen an den 
Deponiestandort und das Deponiebasisdichtungssystem – abgeschlossen 
wurde (Altanlage), oder 

 3. zur Ablagerung auf einer Deponie außerhalb des Bundesgebietes 
befördert – bei der Beurteilung der Gleichwertigkeit des Deponietyps 
sind die wesentlichen Abfallannahmekriterien, insbesondere die 
genehmigten Abfallarten, zu berücksichtigen –, 

so beträgt der Altlastenbeitrag je angefangene Tonne für 
 a) Bodenaushub- oder Baurestmassendeponien 
   ab 1. Jänner 2006 . ........................................................................... 8,00 €,
 b) Reststoffdeponien 
   ab 1. Jänner 2006 . ......................................................................... 18,00 €,
 c) Massenabfalldeponien oder Deponien für gefährliche Abfälle 
   ab 1. Jänner 2006 .. ......................................................................... 26,00 €.

(4) Werden Abfälle auf einer Deponie abgelagert oder zur Ablagerung auf 
einer Deponie außerhalb des Bundesgebietes befördert – bei der Beurteilung der 
Gleichwertigkeit der Deponie(unter)klasse sind die wesentlichen 
Abfallannahmekriterien, insbesondere die genehmigten Abfallarten, zu 
berücksichtigen –, so beträgt der Altlastenbeitrag je angefangene Tonne für 

 1. Inertabfall- oder Baurestmassendeponien 
   ab 1. Jänner 2008 ........................................................................  8,00 Euro,
   ab 1. Jänner 2009 ........................................................................  8,50 Euro,

 2. Reststoffdeponien 
   ab 1. Jänner 2008 ......................................................................  18,00 Euro,
   ab 1. Jänner 2009 ......................................................................  19,00 Euro,

 3. Massenabfalldeponien oder Deponien für gefährliche Abfälle 
   ab 1. Jänner 2008 ......................................................................  26,00 Euro,
   ab 1. Jänner 2009 ......................................................................  28,00 Euro,

 4. Deponien, auf denen noch Abfälle mit hohen biologisch abbaubaren 
Anteilen, insbesondere gemischte Siedlungsabfälle, abgelagert werden, 

   ab 1. Jänner 2008 ......................................................................  87,00 Euro.

(4a) Der Altlastenbeitrag beträgt für das Verbrennen von Abfällen gemäß § 3 
Abs. 1 Z 2, das Herstellen von Brennstoffprodukten aus Abfällen gemäß § 3 
Abs. 1 Z 3 oder das Befördern von Abfällen zu einer Tätigkeit gemäß § 3 Abs. 1 
Z 2 oder 3 außerhalb des Bundesgebietes je angefangene Tonne 
   ab 1. Jänner 2006 . ........................................................................... 7,00 €.

(4a) Der Altlastenbeitrag beträgt für das Verbrennen von Abfällen gemäß § 3 
Abs. 1 Z 2, das Herstellen von Brennstoffprodukten aus Abfällen gemäß § 3 
Abs. 1 Z 3 oder das Befördern von Abfällen zu einer Tätigkeit gemäß § 3 Abs. 1 
Z 2 oder 3 außerhalb des Bundesgebietes je angefangene Tonne 
   ab 1. Jänner 2008 ........................................................................  7,00 Euro,
   ab 1. Jänner 2009 ........................................................................  7,50 Euro.

(6) Der Beitragsschuldner hat nachzuweisen, welche Beitragssätze gemäß 
Abs. 1, 4 und 4a zur Anwendung kommen und dass die Zuschläge gemäß Abs. 2 
und 3 nicht zur Anwendung kommen. 

(6) Der Beitragsschuldner hat nachzuweisen, welche Beitragssätze gemäß 
Abs. 1, 4 und 4a zur Anwendung kommen. 

§ 8. Der Beitragsschuldner hat fortlaufend Aufzeichnungen zu führen, aus 
denen die Bemessungsgrundlage, getrennt nach den Beitragssätzen gemäß § 6 
Abs. 1 bis 4a, sowie Umfang und Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld zu 
ersehen sind. Weiters hat der Beitragsschuldner bei der erstmaligen Anmeldung 
des Beitrags geeignete Unterlagen insbesondere Bewilligungs- oder 
Kollaudierungsbescheide zum Nachweis, daß die Zuschläge gemäß § 6 Abs. 2 

§ 8. Der Beitragsschuldner hat fortlaufend Aufzeichnungen zu führen, aus 
denen die Bemessungsgrundlage, getrennt nach den Beitragssätzen gemäß § 6 
Abs. 1 bis 4a, sowie Umfang und Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld zu 
ersehen sind. Die Aufzeichnungen und Belege, die für die Beitragserhebung von 
Bedeutung sind, wie insbesondere die Wiegebelege (§ 20 Abs. 1), müssen sieben 
Jahre aufbewahrt werden. 
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und 3 nicht zur Anwendung kommen, anzuschließen. Die Aufzeichnungen und 
Belege, die für die Beitragserhebung von Bedeutung sind, wie insbesondere die 
Wiegebelege (§ 20 Abs. 1), müssen sieben Jahre aufbewahrt werden. 

§ 9. (1) Die Erhebung des Beitrages obliegt dem Hauptzollamt der 
Finanzlandesdirektion, in deren Bereich der Beitragsschuldner seinen Sitz oder 
Wohnsitz hat. Hat der Beitragsschuldner seinen Sitz oder Wohnsitz im Ausland, 
so ist das Hauptzollamt Innsbruck zuständig. 

§ 9. (1) Die Erhebung des Beitrages obliegt dem Zollamt, in dessen Bereich 
der Beitragsschuldner seinen Sitz oder Wohnsitz hat. Hat der Beitragsschuldner 
seinen Sitz oder Wohnsitz im Ausland, so ist das Zollamt Innsbruck zuständig. 

(1a) … zuständigen Hauptzollamt … (1a) … zuständigen Zollamt … 

(2) … zuständigen Hauptzollamt … (2) … zuständigen Zollamt … 

(2a) bis (3) … (2a) bis (3) … 

§ 9a. (1) … zuständigen Hauptzollämter … § 9a. (1) … zuständigen Zollämter … 

(2) … zuständigen Hauptzollamt … (2) … zuständigen Zollamt … 

(3) bis (4) … (3) bis (4) … 

§ 10. (1) …Hauptzollamtes des Bundes … § 10. (1) … Bundes, vertreten durch das Zollamt, … 

 1.  bis 5. …  1. bis 5. … 

 6. welcher Deponietyp gemäß § 6 Abs. 4 vorliegt.  6. welche Deponie(unter)klasse gemäß § 6 Abs. 4 vorliegt. 

(2) … (2) … 

(3) … Hauptzollamt … (3) … Zollamt … 

§ 27. Mit 1. Jänner 2004 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2005 lautet § 6 
Abs. 1 bis 4 wie folgt: 

 

(1) Der Altlastenbeitrag beträgt für gemäß § 3 beitragspflichtige Tätigkeiten 
je angefangene Tonne für 

 

 1. a) Baurestmassen oder 
 b) Erdaushub, welcher im Rahmen von Aushub- oder 

Abraumtätigkeiten von Boden anfällt, den Kriterien der 
Baurestmassendeponie der Deponieverordnung 
(Anlage 1, Tabelle 3 und 4), BGBl. Nr. 164/1996, 
entspricht, aber den Anteil an bodenfremden 
Bestandteilen von fünf Volumsprozent überschreitet, 

   ab 1. Jänner 2001 . ........................................................................... 7,20 €,

 

 2. Erdaushub, welcher im Rahmen von Aushub- oder 
Abraumtätigkeiten von Boden anfällt und nicht den 
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Kriterien der Baurestmassendeponie der 
Deponieverordnung (Anlage 1, Tabelle 3 und 4), BGBl. 
Nr. 164/1996, entspricht, 

   ab 1. Jänner 2004 . ......................................................................... 21,80 €,
 3. mineralische Abfälle, welche einen Gesamtgehalt an 

organischem Kohlenstoff von maximal 3% und einen 
Gesamtgehalt an Kohlenwasserstoffen von 200 mg/kg in 
der Trockenmasse und die sonstigen Kriterien der 
Baurestmassendeponie der Deponieverordnung (Anlage 1, 
Tabelle 3 und 4), BGBl. Nr. 164/1996, einhalten, 

   ab 1. Jänner 2004 .. ......................................................................... 14,50 €,

 

 4. alle übrigen Abfälle 
   ab 1. Jänner 2004 . ......................................................................... 65,00 €.

 

(2) Werden Abfälle auf einer Deponie abgelagert und verfügt die Deponie 
weder über ein Deponiebasisdichtungssystem gemäß § 2 Abs. 8a noch über eine 
vertikale Umschließung gemäß § 2 Abs. 10, erhöht sich der Beitrag gemäß Abs. 1 
oder 4 je angefangene Tonne für 

 

 1. Abfälle gemäß Abs. 1 Z 1 oder Abfälle, die auf einer 
Baurestmassendeponien gemäß Abs. 4 lit. a abgelagert werden, um 
2,10 €, 

 

 2. Abfälle gemäß Abs. 1 Z 2 um 14,50 €,  

 3. Abfälle gemäß Abs. 1 Z 3 oder 4 oder Abfälle, die auf einer 
Reststoffdeponie gemäß Abs. 4 lit. b oder auf einer Massenabfalldeponie 
gemäß Abs. 4 lit. c abgelagert werden, um 29 €. 

 

Im Falle der Einbringung in Untertagedeponien ist der Zuschlag nicht 
abzuführen, wenn das anstehende Gestein einen Wassereintritt dauerhaft 
verhindert. 

 

(3) Wird eine Deponie mit der Bewilligung zur Ablagerung von Hausmüll 
und hausmüllähnlichen Gewerbeabfällen ohne eine dem Stand der Technik 
entsprechende Deponiegaserfassung und -behandlung betrieben, erhöht sich der 
Beitrag je angefangene Tonne für alle übrigen Abfälle (Abs. 1 Z 4) zusätzlich um 
29 €. 

 

(4) Werden Abfälle  

 1. auf einer Deponie abgelagert, die nach dem in der Deponieverordnung, 
BGBl. Nr. 164/1996, festgelegten Stand der Technik genehmigt wurde 
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(Neuanlage), oder 

 2. auf einer Deponie abgelagert, deren Anpassung an den für den jeweiligen 
Deponietyp in der Deponieverordnung, BGBl. Nr. 164/1996, festgelegten 
Stand der Technik – mit Ausnahme der Anforderungen an den 
Deponiestandort und das Deponiebasisdichtungssystem – abgeschlossen 
wurde (Altanlage), oder 

 

 3. zur Ablagerung auf einer Deponie außerhalb des Bundesgebietes 
befördert – bei der Beurteilung der Gleichwertigkeit des Deponietyps 
sind die wesentlichen Abfallannahmekriterien, insbesondere die 
genehmigten Abfallarten, zu berücksichtigen –, 

 

beträgt der Altlastenbeitrag je angefangene Tonne für 
 a) Baurestmassendeponien 
   ab 1. Jänner 2004 ......................................................................... 7,20 €,
 b) Reststoffdeponien 
   ab 1. Jänner 2004 ....................................................................... 14,50 €,
 c) Massenabfalldeponien 
   ab 1. Jänner 2004 ....................................................................... 21,80 €.

 

Artikel VII. (1) bis (15) … Artikel VII. (1) bis (15) … 

 (16) § 2 Abs. 8, § 3 Abs. 1a und 3, § 6 Abs. 1, 4, 4a und 6, § 8, § 9 Abs. 1, 
1a und 2, § 9a Abs. 1 und 2, § 10 Abs. 1 und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2007 treten mit 1. Jänner 2008 in Kraft. Zugleich treten § 2 
Abs. 8a bis 10 und 15 bis 17, § 6 Abs. 2 und 3, § 27 und die Anlage 1, in der zu 
diesem Zeitpunkt geltenden Fassung, außer Kraft. 

Anlage 1 

Anforderungen an die beitragsfreie Rekultivierungsschicht 

 

Organisch gebundener Kohlenstoff (TOC): 

Der Gehalt an organischer Substanz nimmt mit zunehmender Tiefe ab (Aufbau 
einer naturnahen Bodenschichtung) und folgende Werte (bestimmt nach 
Absiebung auf 11,2 mm) werden nicht überschritten: 
 

Schichttiefe TOC gesamt 
TOC im Eluat mit  

Flüssig-Fest-Verhältnis 
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(l/s) = 10 

in den obersten 
60 cm 

durchschnittlich höchstens 5% 
der Trockenmasse (TM) 

500 mg/kg TM 

von 60 bis 
120 cm 

durchschnittlich höchstens 3% 
der TM 

200 mg/kg TM 

ab 120 cm maximal 0,7% der TM 200 mg/kg TM 
 

Organische Gesamtgehalte (im Grobanteil und im Feinanteil <<<< 2 mm): 
 
Summe Kohlenwasserstoffe (KW) 50 mg/kg TM für Material mit einem 

TOC von weniger als 0,5 Masse-% 

 100 mg/kg TM für Material mit einem 
TOC von 0,5 bis 2 Masse-% 

 200 mg/kg TM für Material mit einem 
TOC von mehr als 2 Masse-% 

Summe der polyzyklischen 
aromatischen Kohlenwasserstoffe 
(PAK – 16 EPA-Verbindungen) 

1
) 

bezogen auf Trocknung bei 30 °C 2 mg/kg TM 

Benzo[a]pyren 0,2 mg/kg TM 
 

Schwermetalle bestimmt aus dem Königswasseraufschluss (im Grobanteil 
und im Feinanteil <<<< 2 mm): 
 
Arsen (As) 30 mg/kg TM 

Blei (Pb) 100 mg/kg TM 

Cadmium (Cd) 1,1 mg/kg TM 

Chrom gesamt (Cr ges.) 90 mg/kg TM 

Kupfer (Cu) 60 mg/kg TM 

 bei pH-Wert der Erde ≥ 7 90 mg/kg TM 

Nickel (Ni) 55 mg/kg TM 

                                                 
1) Von der US-amerikanischen Umweltschutzagentur (Environmental Protection Agency) erstellte Liste von 16 Leitverbindungen aus der Gruppe der Polycyclischen Aromatischen 

Kohlenwasserstoffe (Naphthalin, Acenaphthylen, Acenaphthen, Fluoren, Phenanthren, Anthracen, Fluoranthen, Pyren, Benzo(a)anthracen, Chrysen, Benzo(b)fluoranthen, 

Benzo(k)fluoranthen, Benzo(a)pyren, Indeno-(1,2,3-c,d)pyren, Dibenzo(a,h)anthracen und Benzo(g,h,i)perylen) 



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Quecksilber (Hg) 0,7 mg/kg TM 

Zink (Zn) 300 mg/kg TM 

 bei pH-Wert der Erde ≥ 7 450 mg/kg TM 
 

Eluat mit Flüssig-Fest-Verhältnis (l/s) = 10 (im Grobanteil und im 
Feinanteil < 2 mm): 
 
As 0,3 mg/kg TM 

Pb 0,3 mg/kg TM 

Cd 0,03 mg/kg TM 

Cr ges. 0,3 mg/kg TM 

Cu 0,6 mg/kg TM 

Ni 0,6 mg/kg TM 

Hg 0,01 mg/kg TM 

Zn 18 mg/kg TM 

KW 5 mg/kg TM 

Extrahierbare organische 
Halogenverbindungen (EOX) 0,3 mg/kg TM .  

 


